
V

(Bekanntmachungen)

GERICHTSVERFAHREN

GERICHTSHOF

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 3. Juli 2008
— Kommission der Europäischen Gemeinschaften/Irland

(Rechtssache C-215/06) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Fehlende Umwelt-
verträglichkeitsprüfung von Projekten, die in den Geltungsbe-
reich der Richtlinie 85/337/EWG fallen — Nachträgliche

Legalisierung)

(2008/C 260/03)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Bevoll-
mächtigte: D. Recchia und D. Lawunmi)

Beklagter: Irland (Bevollmächtigter: D. O'Hagan im Beistand von
J. Connolly, SC, und G. Simons, BL)

Gegenstand

Vertragsverletzung — Art. 2, 4 und 5 bis 10 der Richtlinie
85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und priva-
ten Projekten (ABl. L 175, S. 40) — Versäumnis, Maßnahmen
zu treffen, damit die Projekte, die in den Geltungsbereich der
Richtlinie fallen, einer Verträglichkeitsprüfung unterzogen wer-
den

Tenor

1. Irland hat dadurch gegen seine Verpflichtungen aus den Art. 2, 4
und 5 bis 10 der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni
1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten verstoßen, dass es nicht alle
Maßnahmen getroffen hat, die erforderlich sind, um sicherzustellen,
dass

— die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie — sowohl in ihrer
ursprünglichen als auch in der durch die Richtlinie 97/11/EG
des Rates vom 3. März 1997 geänderten Fassung — fallen-
den Projekte, bevor sie vollständig oder teilweise ausgeführt wer-
den, im Hinblick auf die Erforderlichkeit einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung geprüft werden und, wenn aufgrund ihrer Art,

Größe oder ihres Standorts mit erheblichen Auswirkungen auf
die Umwelt zu rechnen ist, einer Prüfung in Bezug auf ihre
Auswirkungen nach den Art. 5 bis 10 der Richtlinie 85/337
unterzogen werden und

— vor der Erteilung der Genehmigungen für die Errichtung einer
Windfarm und die damit im Zusammenhang stehenden Tätig-
keiten in Derrybrien, County Galway, sowie vor der Durchfüh-
rung der Bauarbeiten eine Prüfung dieses Projekts hinsichtlich
seiner Auswirkungen auf die Umwelt nach den Art. 5 bis 10
der Richtlinie 85/337 sowohl in der ursprünglichen als auch
in der durch die Richtlinie 97/11 geänderten Fassung durchge-
führt wurde.

2. Irland trägt die Kosten.

(1) ABl. C 178 vom 29.7.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 10. Juli
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Wojewódzki Sąd
Administracyjny we Wrocławiu — Republik Polen) —
Alicja Sosnowska/Dyrektor Izby Skarbowej we Wrocławiu

Ośrodek Zamiejscowy w Wałbrzychu

(Rechtssache C-25/07) (1)

(Mehrwertsteuer — Richtlinien 67/227/EWG und
77/388/EWG — Nationale Rechtsvorschriften, mit denen
die Einzelheiten der Erstattung des Mehrwertsteuerüber-
schusses festgelegt werden — Grundsätze der steuerlichen
Neutralität und der Verhältnismäßigkeit — Abweichende

Sondermaßnahmen)

(2008/C 260/04)

Verfahrenssprache: Polnisch

Vorlegendes Gericht

Wojewódzki Sąd Administracyjny we Wrocławiu
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Alicja Sosnowskal

Beklagte: Dyrektor Izby Skarbowej we Wrocławiu Ośrodek
Zamiejscowy w Wałbrzychu

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Wojewódzki Sąd Administra-
cyjny we Wrocławiu — Auslegung von Art. 5 Abs. 3 EG, von
Art. 2 der Ersten Richtlinie 67/227/EWG des Rates vom
11. April 1967 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer (ABl. 1967, Nr. 71,
S. 1301) sowie von Art. 18 Abs. 4 und Art. 27 Abs. 1 der
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem:
einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145,
S. 1) — Nationale Umsatzsteuerregelung, die für Steuerpflich-
tige, die mit der Vornahme steuerbarer Geschäfte beginnen und
als Steuerpflichtige eingetragen sind, die innergemeinschaftliche
Lieferungen durchführen, hinsichtlich der Frist für die Erstattung
von Steuerüberschüssen weniger günstige Modalitäten vorsieht
— Grundsätze der Steuerneutralität und der Verhältnismäßigkeit

Tenor

1. Art. 18 Abs. 4 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage
in der Fassung der Richtlinie 2005/92/EG des Rates vom
12. Dezember 2005 und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
stehen einer nationalen Regelung wie der im Ausgangsrechtsstreit
fraglichen entgegen, die — um die notwendigen Kontrollen zur Ver-
hinderung von Steuerumgehung und -hinterziehungen zu ermög-
lichen — die ab der Abgabe der Mehrwertsteuererklärung laufende
Frist, über die die Finanzverwaltung für die Erstattung des Mehr-
wertsteuerüberschusses an eine bestimmte Kategorie von Steuer-
pflichtigen verfügt, von 60 Tagen auf 180 Tage verlängert, sofern
die entsprechenden Steuerpflichtigen nicht eine Kaution in Höhe
von 250 000 PLN stellen.

2. Bestimmungen wie die im Ausgangsrechtsstreit in Rede stehenden
sind keine „abweichenden Sondermaßnahmen“ zur Verhinderung
von Steuerhinterziehungen und -umgehungen im Sinne von
Art. 27 Abs. 1 des Sechsten Richtlinie 77/388 in der Fassung der
Richtlinie 2005/92.

(1) ABl. C 69 vom 24.3.2008.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 12. August
2008 (Vorabentscheidungsersuchen der Cour d'appel de
Montpellier — Frankreich) — Strafverfahren gegen Ignacio

Pedro Santesteban Goicoechea

(Rechtssache C-296/08 PPU) (1)

(Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen —
Rahmenbeschluss 2002/584/JI — Art. 31 und Art. 32 —
Europäischer Haftbefehl und Übergabeverfahren zwischen den
Mitgliedstaaten — Möglichkeit für den Vollstreckungsstaat
eines Auslieferungsersuchens, ein vor dem 1. Januar 2004
geschlossenes, aber in diesem Staat erst ab einem späteren

Zeitpunkt anwendbares Übereinkommen anzuwenden)

(2008/C 260/05)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Cour d'appel de Montpellier

Beteiligte des Ausgangsverfahrens

Ignacio Pedro Santesteban Goicoechea

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Cour d'appel de Montpellier
(Frankreich) — Auslegung der Art. 31 und 32 des Rahmenbe-
schlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen
Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen Mitgliedstaaten
(ABl. L 190, S. 1) — Befugnis eines Mitgliedstaats, in seinen
Beziehungen zu einem anderen Mitgliedstaat andere als die im
Rahmenbeschluss vorgesehenen Verfahren und insbesondere die
im Dubliner Übereinkommen vom 27. September 1996 über
die Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union vorgesehenen Verfahren zu verwenden — Auswirkung
der Tatsache, dass der Staat, der den Haftbefehl ausgestellt hat,
eine Unterrichtung darüber unterlassen hat, welche bestehenden
Abkommen und Übereinkünfte er weiterhin anwenden will —
Möglichkeit für den Vollstreckungsstaat des Haftbefehls, ein vor
dem 1. Januar 2004 geschlossenes, aber in diesem Staat erst
danach in Kraft getretenes Übereinkommen anzuwenden

Tenor

1. Art. 31 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom
13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Überga-
beverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. L 190, S. 1) ist
dahin auszulegen, dass er nur den Fall betrifft, dass die Regelung
über den Europäischen Haftbefehl anwendbar ist; dieser Fall liegt
nicht vor, wenn sich ein Auslieferungsersuchen auf Handlungen
bezieht, die vor dem Zeitpunkt begangen wurden, den der Mitglied-
staat in einer gemäß Art. 32 des Rahmenbeschlusses abgegebenen
Erklärung festgelegt hat.
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